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Die Kleine Anfrage beantworte ich im Einvernehmen mit dem 
Herrn Bundesminister der Justiz und dem Herrn Bundesmini- 
ster für Wirtschaft wie folgt: 


1. Ist die Bundesregierung bereit, die Aufklärung der Bevölke- 
rung durch ihre Möglichkeiten und durch Einwirkung auf die 
Länder zu fördern und den Publikationsorganen entsprechen- 
des Material zugänglich zu machen? 

Das Bundeskriminalamt, die Landeskriminalämter und die ört- 
lichen Dienststellen der Kriminalpolizei haben die Presse und 
andere Publikationsorgane im Rahmen ihrer Möglichkeiten 
mit Informationsmaterial zum Zwecke der Aufklärung der 
Öffentlichkeit und der Vorbeugung der Begehung von straf- 
baren Handlungen beliefert. Seit längerer Zeit besteht ein Vor- 
beugungsprogramm des Bundeskriminalamtes und der Landes- 
kriminalämter über aktuelle Straftaten; die Tagespresse, Rund- 
funk und Fernsehen werden gebeten, entsprechende Mittei- 
lungen zur Unterrichtung der Allgemeinheit zu veröffentlichen. 

Die Bundesregierung wird auch in Zukunft ihre Aufmerksam- 
keit auf die sich immer wieder erneut wandelnden Erschei- 
nungsformen der Kriminalität richten und bemüht sein, die 
Öffentlichkeit in geeigneter Form unterrichten zu lassen. Sie 
wird die Fernsehanstalten bitten, neben den zahlreich im Pro- 
gramm enthaltenen Kriminalfilmen auch verbrechensverhü- 
tende Sendungen aufzunehmen. Die Sendereihe „Vorsicht, Fal- 
le!'' des Zweiten Deutschen Fernsehens hat in der Vergangen- 
heit anerkennenswerter Weise diese Aufgabe erfüllt und sollte 
weitergeführt werden. 
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Die Verfolgung strafbarer Handlungen wie die vorbeugende 
Verbrechensbekämpfung fällt nach § 4 des Gesetzes über die 
Einrichtung eines Bundeskriminalpolizeiamtes (Bundeskrimi- 
nalamtes) vom 8. März 1951 (BGBl. I S. 165) in die Zuständig- 
keit der Länder. Die Unterrichtung der Publikationsorgane über 
das Tatgeschehen obliegt daher den zuständigen Landesbe- 
hörden. Die Notwendigkeit der Aufklärung der Bevölkerung 
hat die Ständige Konferenz der Innenminister der Länder in 
ihrer Sitzung am 26. August 1966 nochmals deutlich hervor- 
gehoben. 


2. Wird die Bundesregierung die Voraussetzung schaffen, daß 
durch bessere Differenzierung der polizeilichen Kriminalstatistik 
des Bundes die Bedeutung der kriminellen Massendelikte, die 
zur Zeit als jeweils eine „fortgesetzte Handlung" gezählt 
werden, besser zu erkennen ist? 


Der Erfassung der Massendelikte in der Statistik des Bundes- 
kriminalamtes liegt der juristische Begriff der „fortgesetzten 
Handlung" zugrunde. Die von einem gemeinsamen Vorsatz 
erfaßten „Einzeltaten" werden rechtlich wie von der Kriminal- 
statistik als eine strafbare Handlung angesehen. Bei der poli- 
zeilichen Ermittlung, z. B. eines Falschgeld- oder Rauschgift- 
verteilers, werden nicht etwa 100 Verbreitungstatbestände als 
100 aufgeklärte Delikte erfaßt, sondern nur „die" Handlung 
des Täters. Der bisherigen statistischen Erfassung liegt der 
Gedanke zugrunde, den Anschein einer höheren als der den 
tatsächlichen Verhältnissen entsprechenden Aufklärungsquote 
zu vermeiden. 

Die Statistik des Bundeskriminalamtes wird nach Richtlinien 
erstellt, die zwischen dem Bundeskriminalamt und den Landes- 
kriminalämtern vereinbart sind. Sie dienen nicht der Unter- 
richtung der breiten Öffentlichkeit, sondern den Strafverfol- 
gungsorganen zur Erkennung der Bewegung der Kriminalität 
und der kriminologischen Auswertung. 

Der Bundesminister des Innern wird das Bundeskriminalamt 
anweisen, die bisherige statistische Erfassung der Massen- 
delikte in Zusammenarbeit mit den Landeskriminalämtern einer 
Überprüfung zu unterziehen mit dem Ziel, die genannten De- 
likte entsprechend ihrer kriminologischen Bedeutung besser 
erkennbar zu machen. 

Unabhängig von der Kriminalstatistik hat das Bundeskriminal- 
amt — soweit ihm die Meldungen im Wege des Nachrichten- 
austausches von den Ländern zugehen — entsprechende Er- 
fassungen vorgenommen; dabei wurden z. B. als Massendelikte 
auf dem Gebiet des Betruges die nachstehend aufgeführten 
Straftatenkomplexe erkannt und ausgewertet: 
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— Absatz von dubiosen Wertpapieren, Zertifikaten, Anteil- 
scheinen, Grundstücken usw., 

— Vergabe von Kommissionslagern, 

— Verkauf von Landwirtschafts- und Haushaltsgeräten 

(z. B. Melkmaschinen, Tiefkühltruhen, Waschmaschinen, 
Schreibmaschinen, Automaten), 

— Durchführung von Fernunterrichtslehrgängen und Ausbil- 
dungskursen aller Art, 

— Kreditvermittlung, Kreditvergabe, Umschuldung. 

In den Sammelverfahren der vorstehenden Straftatengruppen 
sind in der Regel 500 bis 1500 Geschädigte enthalten? in einigen 
Verfahren sind bis zu 10 000 Geschädigte festgestellt worden. 
Entsprechend der Zahl der Geschädigten beziffert sich auch 
die Höhe des Schadens. So beträgt die Schadenshöhe in einem 
jetzt abgeschlossenen Verfahren wegen Betruges mit Ferien- 
heimzertifikaten etwa 2 200 000 DM. 


3. Ist der Bundesregierung bekannt, ob Initiatoren von Betrugs- 
unternehmen und Schwindelfirmen begonnen haben, das Ge- 
biet der Bundesrepublik Deutschland in Einflußzonen aufzu- 
teilen, daß Zuwanderungen ganzer Kreise für die Bildung sol- 
cher Unternehmungen erfolgen und welche Maßnahmen hält 
die Bundesregierung dagegen für angebracht? 

Aus den im Bundeskriminalamt bekanntgewordenen einschlä- 
gigen Ermittlungsverfahren ist bisher nicht festzustellen, daß 
betrügerische Unternehmen begonnen haben, das Gebiet der 
Bundesrepublik untereinander in Einflußzonen aufzuteilen. 
Gegen die Annahme einer derartigen Aufteilung spricht der 
harte Konkurrenzkampf in diesen Betrügerkreisen. Dieser geht 
so weit, daß sich die Firmen gegenseitig „erfolgreich" arbei- 
tende Vertreter abwerben. 


4. Hält es die Bundesregierung für vertretbar, daß die Geschädig- 
ten, die oft ihre Ersparnisse verlieren und in einen sozialen 
Abstieg gedrängt werden, bei der Wiedergutmachung auf den 
Zivilrechtsweg angewiesen sind? Ist der Bundesregierung be- 
kannt, daß Betrüger in großem Ausmaße insbesondere die Zi- 
vilgerichtsbarkeit für ihre Zwecke mißbrauchen und bei den 
Gerichten Urteile gegen ihre Opfer erwirken und für den Fall, 
daß sie einmal unterliegen, versiert genug sind, leere Kassen 
vorzuweisen? Hält die Bundesregierung es für vertretbar, daß 
häufig Versäumnisurteile gegen die Geschädigten ergehen, ohne 
daß durch die Gerichte geprüft wird, ob hinter den Anträgen 
nicht Schwindelfirmen stecken? 


Schadensersatzansprüche aus Anlaß strafbarer Handlungen, 
also auch aus Betrug, sind zivilrechtlicher Art. Sie können 
jedoch nicht nur bei den Zivilgerichten, sondern nach §§ 403 ff. 
der Strafprozeßordnung auch im Strafverfahren geltend gemacht 
werden. Dieses sogenannte Adhäsionsverfahren hat jedoch 
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nur geringe praktische Bedeutung erlangt, weil sich das Straf- 
verfahren mit seinen ganz anders gearteten Verfahrensgrund- 
sätzen häufig nicht dazu eignet, gleichzeitig über die Schadens- 
ersatzansprüche der Verletzten zu entscheiden. Dies gilt be- 
sonders bei umfangreichen Sachen mit zahlreichen Geschädig- 
ten, aber auch wenn schwierige zivilrechtliche Fragen zu ent- 
scheiden sind. Der Zivilrechtsweg ist dann für die Geltend- 
machung der Schadensersatzansprüche besser geeignet. Er ge- 
währleistet eine gründliche und sachkundige Prüfung der gel- 
tend gemachten Ansprüche. Gegen die Vermögenslosigkeit des 
Schuldners kann freilich keine verfahrensrechtliche Regelung 
helfen und kann es einen staatlichen Schutz nicht geben. 

Der Bundesregierung ist nicht bekannt, daß Betrüger im großen 
Ausmaße die Zivilgerichtsbarkeit für ihre Zwecke mißbrauchten. 
Das Zivilprozeßrecht bietet den Betroffenen hinreichende Mög- 
lichkeiten zur Rechtsverteidigung. Es ergeht keine Entschei- 
dung, ohne daß dem Beklagten Gelegenheit gegeben wäre, 
seine Einwendungen vorzubringen. Zuweilen haben sich die 
Betroffenen allerdings ihre Rechtsverteidigung selbst durch 
Gerichtsstand Vereinbarungen erschwert; sie haben damit zu- 
gestimmt, daß Rechtsstreitigkeiten vor Gerichten ausgetragen 
werden, die weit von ihrem Wohnsitz entfernt sind. Besonders 
bei Abzahlungsgeschäften können Gerichtsstandvereinbarun- 
gen als unzuträglich erscheinen. Die Bundesregierung erwägt 
daher, bei einer Neuordnung des Abzahlungsrechts den Käufer 
dadurch zu schützen, daß bei Rechtsstreitigkeiten, die aus Ab- 
zahlungsgeschäften herrühren, das Gericht am Wohnsitz des 
Käufers für ausschließlich zuständig erklärt wird. 

Wenn im Zivilprozeß der Beklagte im Termin nicht erscheint 
und der Kläger gegen ihn Versäumnisurteil beantragt, so ist 
nach § 331 der Zivilprozeßordnung das tatsächliche Vorbringen 
des Klägers als zugestanden anzusehen und der Entscheidung 
des Gerichts zugrundezulegen. Das Gesetz geht davon aus, daß 
jemand der die ihm gegebene Gelegenheit zur Wahrung seiner 
Rechte nicht ergreift, dem geltend gemachten Anspruch auch 
nichts entgegenzusetzen hat. Das Gericht kann im Versäum- 
nisverfahren mangels Vortrags des Beklagten nicht prüfen, ob 
es sich bei dem Kläger möglicherweise um eine Schwindelfirma 
handelt. Eine Änderung des § 331 ZPO erscheint indes nicht 
veranlaßt. Es muß dem Beklagten, dem vom Gericht eine Klage- 
schrift zugestellt und der zum Termin geladen worden ist, über- 
lassen bleiben, sich um seine Angelegenheiten zu kümmern. 


5. Kann die Bundesregierung darüber Auskunft geben, welcher 
Zeitraum bei den großen modernen Massenbetrügereien zwi- 
schen der Ausführung der Straftat, der rechtskräftigen Verur- 
teilung und der Entschädigung der Betroffenen, wenn überhaupt 
eine stattfindet, liegt? Hält es die Bundesregierung für vertret- 
bar, daß die modernen Massenbetrüger ihr asoziales Gewerbe 
unter dem Schutzmantel der Gewerbefreiheit solange ausüben 
dürfen, bis ein rechtskräftiges Urteil vorliegt? 
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Der Begriff der „großen modernen Massenbetrügereien" ist 
bisher zu wenig scharf Umrissen, als daß er in der Justizstatistik 
gesondert erfaßt werden könnte. Deshalb lassen sich generelle 
Aussagen über die Verfahrensdauer kaum machen, weil sie zu 
sehr von den Umständen des Einzelfalles abhängen. Die Ermitt- 
lung der Täter, insbesondere aber die genaue Erforschung des 
Sachverhalts, die häufig die Durchsicht umfangreicher Geschäfts- 
papiere, die Überprüfung der Buchführung und die Einschaltung 
von Wirtschaftssachverständigen bedingt, bereitet oft erheb- 
liche Schwierigkeiten, die sich auf die Dauer des Strafverfah- 
rens auswirken. Die Strafverfolgungsbehörden unternehmen 
jedoch, z. B. durch Einrichtung von Spezialdezernaten zur Be- 
kämpfung von Wirtschaftsstraftaten bei den Staatsanwalt- 
schaften und den Kriminalpolizeibehörden, alle Anstrengun- 
gen, um die Ermittlungen gründlich und ohne Verzögerung 
abzuschließen. 

Für die Dauer bis zur Entschädigung des Verletzten lassen 
sich noch weniger allgemeine Aussagen machen. Diese hängt 
weitgehend davon ab, welche zivilrechtlichen Schritte der Ge- 
schädigte selbst unternimmt, vor allen Dingen aber davon, ob 
der Täter zahlungsfähig ist und pfändbare Habe besitzt. Auch 
kann die Dauer eines Zivilprozesses je nach den Umständen 
sehr verschieden sein. 

Bei Massenbetrugsfällen dürften häufig Fluchtgefahr oder Ver- 
dunkelungsgefahr und damit die Voraussetzungen eines Haft- 
befehls vorliegen, so daß sich das Problem der Fortführung 
des Gewerbes für die Zeit der Haft nicht stellt. 

Aber auch sonst gibt es Standes-, berufs- und gewerberecht- 
liche Möglichkeiten zur Untersagung eines Gewerbes vor 
rechtskräftiger Verurteilung. Nach § 35 Gewerbeordnung — die 
Vorschrift gilt auch u. a. für Gewerbe, die ohne gewerberecht- 
liche Erlaubnis oder Genehmigung ausgeübt werden — hat die 
zuständige Verwaltungsbehörde die Ausübung des Gewerbes 
zu untersagen, wenn der Gewerbetreibende die hierfür erfor- 
derliche Zuverlässigkeit nicht besitzt und hierdurch bestimmte 
in der Vorschrift genannte Rechtsgüter gefährdet werden. 

Die Bundesregierung hat darüber hinaus zu § 101 des Entwurfs 
eines neuen Strafgesetzes (E 1962) die Einführung eines vor- 
läufigen strafrechtlichen Berufsverbots vorgeschlagen, das dem 
geltenden Recht bisher nicht bekannt ist. Damit soll ein frühe- 
rer und wirksamerer Schutz der Allgemeinheit gewährleistet 
werden. 


6. Kann die Bundesregierung Auskunft darüber geben, in welcher 
Weise dubiose Wertpapiere, zum Beispiel Farbfernseh- Aktien 
und Ferienheim-Zertifikate in der Bundesrepublik Deutschland 
vertrieben werden und ob und in welchem Maße Geschädigte 
mit Ersatz ihres Schadens rechnen können? Ist damit zu rechnen, 
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daß Initiatoren von Schwindelaktionen durch Gründung immer 
neuer Firmen weitere Bundesbürger schädigen? Sind der Bundes- 
regierung Fälle bekannt, in denen zugelassene Anwälte als 
Berater von Schwindelfirmen tätig waren? Sind die Standes- 
organisationen der Anwälte darauf aufmerksam gemacht wor- 
den und haben sie entsprechende Schritte unternommen? 


Dubiose Wertpapiere werden meistens von Firmen vertreten, 
die ihren Sitz im Ausland haben, so z. B. mehrere Ferienheim- 
fonds-Gesellschaften in der Schweiz. Sie bedienen sich in der 
Bundesrepublik sogenannter Repräsentanten, die mit entspre- 
chenden Annoncen und Beilagen in der Presse sowie mit der 
Versendung von Hausprospekten werben. Da es sich oft um 
völlig substanzlose Firmen handelt, dürften die Geschädigten 
kaum mit Schadensersatz rechnen können. 

Das Bundeskriminalamt hat in einer Sonderbeilage zum Bundes- 
kriminalamt-Blatt 30 13 vom 31. Oktober 1966 den Landes- 
kriminalämtern und den örtlichen Kriminaldienststellen eine 
Zusammenstellung übersandt, aus der die Arbeitsweise von 
Vertriebsfirmen beim betrügerischen Absatz von Ferienheim- 
zertifikaten und die Namen von bisher 14 Firmengruppen er- 
sichtlich sind. 

Die „Verwaltung" des Fonds-Vermögens wird meist durch 
eine in der Schweiz oder Liechtenstein ansässige Aktiengesell- 
schaft vorgenommen. Als „Kontroll-Stellen" werden in den 
Prospekten Banken in der Schweiz und in den Niederlanden 
genannt. Die „Vertriebsfirmen", meist in der Form einer Ge- 
sellschaft mit beschränkter Haftung, sind in der Bundesrepublik 
ansässig. 

Soweit bekannt, beabsichtigt die Schweiz eine staatliche Auf- 
sicht über die Geschäftstätigkeit von Investment-Gesellschaften 
einzuführen. 

In der Bundesrepublik Deutschland kommen nur Maßnahmen 
gegenüber dem Vertrieb von Zertifikaten ausländischer Invest- 
ment-Gesellschaften in Betracht. 

Die Bundesregierung prüft die Frage, ob und in welcher Weise 
eine ausreichende Publizität ausländischer Investment-Zerti- 
fikate sichergestellt werden kann; damit würde erreicht wer- 
den, daß inländische Käufer solcher Investment-Zertifikate sich 
selbst ein Bild über den Wert der Papiere machen können. 
Die Entscheidung über den Ankauf kann nur — ggf. nach 
Beratung durch Kreditinstitute — der Käufer allein treffen, 
staatliche Stellen können ihm zwar die Prüfung der Seriosität 
der ausländischen Gesellschaften durch Publizitätsvorschriften 
erleichtern, die Verantwortung für die Entscheidung aber nicht 
abnehmen. 
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Nach § 45 Nr. 1 der Bundesrechtsanwaltordnung handelt ein 
Rechtsanwalt standeswidrig, wenn er einen Auftrag über- 
nimmt, der strafbare oder sittenwidrige Ziele verfolgt. Fälle, 
in denen Rechtsanwälte entgegen dieser Bestimmung als Be- 
rater von Schwindelfirmen tätig gewesen wären, sind dem 
Bundesminister der Justiz nicht bekannt. Er könnte sich einen 
solchen Überblick über derartige Fälle auch nur mit Hilfe der 
Landesjustizverwaltungen verschaffen, da die Aufsicht über 
die Berufsausübung der Rechtsanwälte in den Ländern ausgeübt 
wird. Eine Rückfrage bei der Bundesrechtsanwalt-Kammer er- 
gab, daß dieser entsprechende Fälle ebenfalls nicht bekannt 
geworden sind. Dies ist das Ergebnis eines Erfahrungsaus- 
tausches anläßlich einer Hauptversammlung der Bundesrechts- 
anwalt-Kammer vom 9. November 1966. Bei Verstößen nach 
§ 45 Nr. 1 der Bundesrechtsanwaltordnung werden die erfor- 
derlichen Schritte eingeleitet werden. 


7. Ist der Bundesregierung bekannt, daß in der Bevölkerung häu- 
fig große Hilflosigkeit und Unsicherheit gegenüber dem Treiben 
solch moderner Massenbetrüger herrscht und daß die Gefahr 
besteht, daß die Betroffenen zu dem Pauschalurteil gelangen: 
„Der Staat schützt den Verbrecher"? 

Der Bundesregierung ist bekannt, daß trotz der bisherigen 
Aufklärungstätigkeit nicht selten die Leichtgläubigkeit weiter 
Kreise der Bevölkerung skrupellos durch Betrüger ausgenützt 
wird. Sie wird — wie bereits zur Frage 1 ausgeführt — mit 
den für die vorbeugende Verbrechensbekämpfung und Straf- 
verfolgung zuständigen Behörden der Länder geeignete Schritte 
unternehmen, um einen wirksamen Schutz der Bevölkerung 
und eine nachhaltige Ahndung derartiger Betrügereien sicher- 
zustellen. 

Die Bundesregierung begrüßt in diesem Zusammenhang die 
Aufklärungstätigkeit der in allen Ländern bestehenden Ver- 
braucherzentralen mit ihren Verbraucherberatungsstellen über 
betrügerische Praktiken von Unternehmen. Als Hilfsmittel steht 
diesen Instituten u. a. die vom Bundesminister für Wirtschaft 
finanzierte Broschüre „Der Verbraucher und sein Recht" zur 
Verfügung. 


8. Wird die Bundesregierung die Koordinierung der Verbrechens- 
bekämpfung im Zusammenwirken mit den Ländern und unter 
Verwendung modernster Anlagen rasch vorantreiben? Hält sie 
die Aufklärung in Schulen, Volkshochschulen und durch die 
gesellschaftlichen Organisationen, die staatsbürgerlichen Bil- 
dungsstellen sowie durch die Massenmedien für ausreichend 
und die bisherigen vorbeugenden Maßnahmen für erfolgreich? 

Die Bundesregierung wird — wie bisher — auch in Zukunft 
ihre Aufmerksamkeit auf die Koordinierung der zur Verbre- 
chensbekämpfung erforderlichen Maßnahmen richten. Sie kann 
jedoch im Hinblick auf die Zuständigkeit der Länder und deren 
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Organisationsgewalt über die Polizei nur Anregungen geben. 
Die Innenministerkonferenz hat in ihrer Sitzung am 26. Au- 
gust 1966 beschlossen, daß die großen Anstrengungen zur Ver- 
besserung der Verbrechensbekämpfung auch in Zukunft unter 
Berücksichtigung der neuesten Erkenntnisse weiter fortgesetzt 
werden. Dies soll durch eine Reihe von Maßnahmen zur Inten- 
sivierung der Verbrechensbekämpfung — wie Ausbildungs- 
vorhaben, administrative Maßnahmen organisatorischer oder 
materieller Art — erreicht werden. 

Mit den in der Anfrage genannten „modernsten Anlagen" 
dürfte die Verwendung von elektronischen Datenverarbei- 
tungsanlagen ^gemeint sein. Die Bundesregierung unterstützt 
und fördert die Verwendung dieser Anlagen bei der Kriminal- 
polizei. Das Bundeskriminalamt und die Landeskriminalämter 
bilden nach umfangreichen Vorarbeiten u. a. durch die seit 
Jahren bestehende Kommission „Elektronik" in Kürze beim 
Bundeskriminalamt eine ständige Arbeitsgruppe von Kriminal- 
beamten des Bundes und der Länder mit dem Ziel der Ver- 
wendung einer derartigen Anlage bei der Ermittlungstätigkeit 
der. Kriminalpolizei. 

Für die in der Anfrage genannten Delikte muß jedoch bemerkt 
werden, daß deren Aufklärung durch die Verwendung elektro- 
nischer Datenanlagen nicht wesentlich verbessert werden kann. 
Name, Sitz, Arbeitsweise der beschuldigten Firmen und ihrer 
Verantwortlichen sind bekannt. Die Ermittlungen der Kriminal- 
polizei sowie der Staatsanwaltschaften richten sich in erster 
Linie darauf, die objektiven und subjektiven Tatbestandsmerk- 
male der betrügerischen Handlungen nachzuweisen. 

Die Bundesregierung hält die bisherige Aufklärung durch Pres- 
se, Rundfunk, Fernsehen, Gewerkschaften, Schulen, Verbrau- 
cherverbände und andere Institutionen für erfolgreich und 
benutzt diese Gelegenheit, diesen Institutionen ihren Dank 
und ihre Anerkennung für die bisherige Tätigkeit auszuspre- 
chen. Sie würde es sehr begrüßen, wenn diese ihre Tätigkeit 
zur Verhinderung von Straftaten im Interesse der Bürger 
weiterhin ausbauen würden. 



